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der Thüringer Richterbund nimmt zum vorliegenden.Gesetzentwurf wie

folgt Stellung:

Der Thüringer Richterbund bezieht sich zunächst auf die Stellungnahme

des Thüringer Beamtenbündes - soweit sie auf REchterinnen-und Rieh"
ter, StaatsanwältJnnen und Staatsanwäite Übertragbar ist - und macht
sich diese zu eigen. . "

Ergänzend: . -

1. Der Thüringer Richterbund häit den Gesetzentwurf für nicht zurejchend.

Die verfassungswidrige Besoldung muss durch eine Anpassung der Grundbesoldung beseitigt
.werden. ,

Eine Regelung über die.Familienzuschläge benachteiligt in rechtlich fragwürdiger Weise die
nicht von Familienzus'chlägen betroffenen Richterinnen und Richter, Staatsanwältinnen und
Staatsanwäfte. . • ••

Familien-oder ortsbezogene Zuschläge führen grundsätzlich nicht zur Angemessenheit der
Besoldung. Sie können nur dazu dienen, in einzelnen Situationen extrem hohe Lebenshal-

tungskosten auszugieichen. Soweit sie für eine amtsangemessene Besoidungshöhe herange"
zogen werden sollen, sind-sie ihrerseits amtsbezogen auszugestalten und müssen in einem an-

gemessenen Verhältnis zur Grundbesoiduhg stehen. Eine attraktiv? und wettbewerbs.fahige
aber-auch.verfassungsgemäße Besoldung wird nicht iediglich mittels Detaitanpassungen bei
den unteren Besoidungsgruppen und Familienzuschläge erreicht, Die.^^soldung mu@s unab-
hängig von Familienstand und Kinderzahl attraktiv und wettbewerbsfähig sein. Zur Vermeidung



besoldungsinterner Verwerfungen müssen Gryndbesofdung und Familien-und/oder sonstige
Zuschläge in einem angemessenen Verhältnis zu einander stehen.

Pie Besoldung muss unabhängig von Familienstand und Kinderzahl sowie Einkommen des
Ehepartners attraktiv und.wettbewerbsfähig sein. Es muss mehr getan werden, um ein Ab-
wandern von Richtern und Staatsanwälten in andere Länder wegen einer dortigen höheren
Besoldung zu verhindern. . : . - •

Die Qualität öffentlicher Dienstleistungen hängt maßgeblich Von der Leistungsfähigkeit und
Motivation derAmtsträgerab, Der Staat'muss im Rahmen seiner Aufgabenwahmehmung in
Verwaltung und Justiz privaten Akteuren " auch personeii- stets aufAu^enhöhe gegenüber-
tretßn können, Hierfür bedarf es einer dem Amt und der damit übertragenen Verantwortung
angemessenen Besoldung. Die Besoldung muss deshalb in einer Weise ausgestaltet sein,
dass der Staat im Wettbewerb mit privaten Arbeitgebern dauerhaft attraktiv bleibt, um Fach-und
Führungsfunktionen konjunkturunabhängig mit den besten Köpfen besetzen zu können.

Die Besoldungsstruktur muss in einer Weise gestaftet sein, cfgss für alie Berufsgruppen des
öffentlichen Dienstes attraktive Vergütungen bezahlt werden. Herausgehobene Fach-und Füh-
rungsfunktionen sowie am Arbeitsmärf<t besonders gefragte QualifikettEonen müssen auch in
herausgehobener Weise besoldet werden, um ein Gefäile im Vergleich zu den Vergütungs"
Standards der PrivatwErlschaft zu vermeiden. Dies gilt im besonderen Maße für RJchterlnnen '
und Richter sowie Staatsanwäftinnen und Staafsanwäfte. Hier ist die Entwicklung der R-
Besoldung in .erheblichem Maße hinter der EntwicklLing der Gßhälter von vergleichbaren Be-
rufsgruppen in der Privatwirtschaft zurückgeblieben.

Maßstab für eine angemessene Besoldung ist das Amt; Die Besoldung muss unabhängig von
Familienstand und Kinderzahi sowie unabhängig von Wohn-oder Dlenstort angemessen, at"
traktlv und wettbewerbsfähig sein. Die Angemessenheit der Besoidung ist grundsätzlich durch
die Höhe des Grundgehafts zu sichern. Diese ist so'auszugestalten, dasssie an jedem Ort
Deutschlands einen dem Amt angemessenen Lebensstandard sichert.

Die Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts zum Besöldungsrecht.müssen zeitnah
sowie rechts-und verfassungssicher durch den jeweiiigen Haushgltsgesetzgeber umgesetzt
werden. Es ist nicht hinnehmbar, cfass sich die Betroffenen die amts^ngemessene Besoldung ,
.erst einklagen müssen, Die Umsetzungsgesetze müssen so gesfaltef werden, dass sie keinen
neuen Zweite! an ihrer VerfassungsmäßEgköit begrüncien, Die Umsetzung hat sich deshalb eng
an den Kriterien des Bundesverfassungsgerichts zu orientieren.

2. im FaHe einer Anpassung der Grundsicherung sollte die Besoldung entsprechend angepasst
werden. ' '. . - •



3. Unabhängig von der Frage eines etwaigen Widerspruchs gegen die Besoldung ist es zwin-
gend geboten die Besoldung an alle Richterinnen und Richter,.Staatsanwäitinnen und Staats^
anwälte nachzuzahlen,

reundlichen Grüßen

Vorsitzender
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